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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.02.1983 

Geschäftszahl 

82/06/0199 

Rechtssatz 

Die nach § 47 Stmk LStrVwG erforderliche Bewilligung hängt nicht von der Zustimmung der Betroffenen ab, 
diese können lediglich Einwendungen gegen das (Straßen)Projekt erheben. Die von einem betroffenen 
Grundeigentümer, der unter Hinweis auf die Präklusionsfolgen des § 42 AVG zur Verhandlung geladen wurde, 
in der Verhandlung abgegebene Erklärung, dass grundsätzlich gegen den geplanten Weg keine Einwände 
bestünden, sofern eine entsprechende Grundablöse für den hiefür benötigten Grund bezahlt werde, kann nicht als 
eine dem Gesetz entsprechende Einwendung gegen das Straßenvorhaben angesehen werden. 


